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Zweite Ausgabe: Geflüchtet ins Land der Schikanen
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L’engagé – Was, wie und von wem?2
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Das Asylrecht und dessen Auswirkungen auf das Leben von Asylsuchenden
Auf der Flucht erleben viele Geflüchete Gewalt, Diskriminierung und Ausgrenzung. 

Sie kommen mit körperlichen und psychischen Schäden an. Anstatt diesen Menschen mit 
einfachen und schnellen Verfahren zu helfen, versucht die Schweiz sie durch 

bürokratische Hürden und strukturelle Unterversorgung zur Ausreise zu bewegen. Von Michael Huber

Tagtäglich flüchten Menschen vor Krieg, Verfolgung, Umweltka-

tastrophen oder aus wirtschaftlichen Gründen. Sie lassen ihre 

gesamte Existenz zurück, verbrauchen auf der gefährlichen Rei-

se nach Europa ihr hart erspartes Vermögen und harren unter 

prekären Bedingungen in Flüchtendenlager aus.

Wenn Geflüchtete dann in der Schweiz ankommen, sind die 

Strapazen jedoch nicht vorbei. Die Asylverfahren dauern oft 

mehrere Jahre lang. Während dieser Zeit ist es nicht unüblich, 

dass Geflüchtete einer Ausbildung nachgehen oder ihre Kinder 

die Schule besuchen, ohne die Sicherheit ein Bleiberecht zu er-

halten.

Bei der Anhörung des Asylverfahrens wird geprüft, ob die asylsu-

chende Person die Flüchtlingseigenschaft erfüllt. Damit die Behör-

den erleichtert vorgehen können, haben Asylsuchende laut Schwei-

zer Asylgesetz eine Mitwirkungspflicht. Sie müssen insbesondere:

• die Identität offenlegen

• ihre Identitätsausweise abgeben

• angeben, warum sie Asyl beantragen

• Beweismittel bezeichnen und einreichen

• biometrische Daten erheben lassen

• sich einer medizinischen Untersuchung unterziehen

Es ist Juni dieses Jahres. Vor der Küste Griechenlands sinkt ein 

Flüchtlingsboot. Über 80 Menschen kommen ums Leben. Doch die 

Aufmerksamkeit und das Mitgefühl der westlichen Welt ist anders-

wo. Die Storyteller der grossen Medienhäuser geben alles, um je-

des klitzekleine Detail des verschwundenen Titanic-U-Boots Titan 

zu Clicks zu verarbeiten. Das Beispiel steht exemplarisch dafür, wie 

mit dem Schicksal tausender Geflüchteter umgegangen wird, die 

auf ihrem Weg nach Europa schon im Mittelmeer ertrunken sind.

Es entsteht schnell der Eindruck, dass die Leben der tausen-

den Geflüchteten, die auf ihrem Weg nach Europa schon gestor-

ben sind, weniger Wert haben. Doch nicht nur an den EU-Aus-

sengrenzen werden Geflüchtete oft als Menschen zweiter Klasse 

behandelt. Auch in der Schweiz müssen sie tagtäglich für ihre 

Rechte kämpfen, leiden unter strukturellen Diskriminierungen 

und werden von rechten Parteien zum Sündenbock erklärt  –  für 

alles und nichts. 

In dieser zweiten Ausgabe der junggrünen Mitgliederzeitung 

«L’engagé» gehen wir den Ungerechtigkeiten und Schikanen auf 

den Grund, die Geflüchteten tagtäglich widerfahren, sei es in Euro-

pa oder der Schweiz. Geflüchtete haben uns ihre Geschichten er-

zählt, wir haben mit dem Bundessprecher der Grünen Jugend über 

die europäische Asylpolitik gesprochen und ein Argumentarium 

gegen die fremdenfeindliche SVP-Wahlkampagne zusammenge-

stellt. Diesmal fällt es schwer, viel Spass beim Lesen zu wünschen. 

Doch was wir wünschen können, ist eine wertvolle und hilfreiche 

Lektüre! Gianluca Looser für die Redaktion 

 (v. l. n. r. ) Margot, Lalie, Gianluca und Leana 
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Viele dieser Offenlegungspflichten greifen in die Persönlichkeits-

rechte der Geflüchteten ein. Zudem ist die Identität für viele nicht 

mehr nachweisbar, da sie auf der Flucht ihre Papiere verloren ha-

ben oder an Menschenschmuggler abgeben mussten. Die Behörden 

üben auf diese Personen massiven Druck aus, da sie vermeintlich 

gegen die Mitwirkungspflicht verstossen. Diese Last, zusammen mit 

der drohenden Gefahr wieder abgeschoben zu werden, führt bei vie-

len zu psychischen und körperlichen Problemen.

Die Asylzentren, in welchen die geflüchteten Menschen leben, 

sind überfüllt, was kein Zufall ist. Die Personen werden struktu-

rell durch Verschlechterung der Lebensverhältnisse zur Ausreise 

bewegt. 

Im Kanton Thurgau beispielsweise wurden die Geflüchteten in 

einem Durchgangszentrum der Peregrina-Stiftung durch schlech-

te Lebensverhältnisse zur Ausreise gedrängt. Zu wenig Betten, nur 

zwei Toiletten für die gesamte Anlage, verschimmelte Lebensmittel 

und Insekten, welche Krankheiten übertragen. Seit der Revision 

des Asylgesetzes im Jahr 2019 sind nämlich nicht mehr erste Inte-

grationsschritte das Ziel, sondern die Ausschaffung von ausreise-

pflichtigen Personen.

Geflüchtete werden in die Kriminalität gedrängt
Weiter wird ihnen in den Notunterkünften durchschnittlich ledig-

lich CHF 11 pro Tag als Nothilfe ausbezahlt (kantonale Unterschie-

de). Mit diesen finanziellen Mittel werden viele Asylsuchende in 

die Kriminalität gedrängt, um für ihren eigenen Lebensunterhalt 

aufzukommen. Denn Geflüchtete mit negativem Asylentscheid 

besitzen keine Arbeitsbewilligung und für Asylsuchende mit ei-

nem positiven sowie diejenigen, welche sich in einem Asylverfah-

ren befinden, ist die Arbeitssuche meist schwierig. 

Wenn Geflüchtete aufgrund von finanziellen Nöten gewisse De-

likte nach Art. 66a StGB verüben, wird ihnen ein obligatorischer 

Landesverweis von 5 bis 15 Jahren verhängt. Der simple Raub eines 

Handys reicht schon aus, um den Tatbestand zu erfüllen. Für den 

Staat hat das jedoch einige Vorteile. Die Geflüchteten werden dann, 

meist mit Zwang, zeitnahe abgeschoben. Die Menschen haben wäh-

rend des Verweises kein Recht mehr, die Schweiz zu betreten – so 

wird den Behörden ein erneutes Asylverfahren erspart.

Selbst Ausländer*innen, welche seit Jahren in der Schweiz leben, 

haben nicht die gleichen Rechte wie Menschen, die den Schweizer 

Pass besitzen. Wenn eine Niederlassungsbewilligung erteilt wurde, 

wird das Leben von Geflüchteten nicht plötzlich einfacher – im Ge-

genteil. Seit der Revision des Ausländer- und Integrationsgesetzes 

(AIG) im Jahr 2019 können Ausländer*innen ihre Niederlassungsbe-

willigung verlieren, wenn sie Sozialhilfe beziehen. Dies führt dazu, 

dass Menschen und sogar Familien mit Kindern es bevorzugen, un-

ter der Armutsgrenze zu leben, als Sozialhilfe zu beanspruchen. 

In der Politik wird derzeit über eine Verschärfung des Asylrechts 

debattiert. Parallel dazu will die EU an den Aussengrenzen Auffang-

lager errichten. Reformvorschläge, welche das Leben der Geflüch-

teten menschenwürdig gestalten würden, kommen nur aus der 

linken Minderheit. Deshalb werden wir wohl oder übel auch in Zu-

kunft in einem Land leben, das geflüchtete Menschen als Menschen 

zweiter Klasse behandelt und ihnen weniger Rechte zugesteht.

Gebäude des Staatssekretariat 
für Migration in Bern-Wabern.
Bild: Yesuitus2001 / commons.wikimedia.org






























